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Statistik Im Jahr 2024 verstarben
in der Schweiz 71’942 Personen
der ständigenWohnbevölkerung,
davon 35’214 Männer und 36’728
Frauen.Damit lag die altersstan-
dardisierte Sterberate bei 462 To-
desfällen pro 100’000 Män-
ner (–2,4 % gegenüber 2023
und 329,8 pro 100’000 Frauen
(–1,2 %).Diesmeldet das Bundes-
amt für Statistik.

Wie in den Vorjahren waren
Herz-Kreislauf-Erkrankungen die
häufigste Todesursache. Sie for-
derten 9403 Todesfälle bei Män-
nern und 10’626 bei Frauen. Das
entspricht einer Sterberate von
114,6 pro 100’000Männer (–2,6 %)
und 78,8 pro 100’000 Frauen
(–5,7 %). Danach folgen Krebser-
krankungen (9728 Männer und
8190 Frauen) und Demenz (2227
Männer und 4389 Frauen). Ab-
genommen hat gemäss den Zah-
len bei beiden Geschlechtern die
Sterberate bei äusserenTodesur-
sachen wie Unfällen, Gewaltein-
wirkungen und Suiziden. (SDA)

2024 gab es
weniger Todesfälle
als im Vorjahr

Zug Es kommt zu einer juristi-
schen Premiere in der Schweiz:
Das Zuger Kantonsgericht tritt
auf eine Klimaklage gegen
Holcim ein. Bewohner einer
indonesischen Insel fordern vom
Zementkonzern Schadenersatz,
deutliche Reduktion des CO2-
Ausstosses und Beteiligung an
Anpassungsmassnahmen. Das
Gericht habe anerkannt, dass
die Klagenden als vom Klima-
wandel existenziell Betroffene
Rechtsschutz verdienten, teilte
das Hilfswerk der Evangelisch-
reformierten Kirche Schweiz
(Heks) gestern mit.

Die Klage gegen Holcim war
von vier Bewohnern der Insel
Pari eingereicht worden. Sie ar-
gumentieren, dass die durch den
Klimawandel verursachtenÜber-
schwemmungen die Lebens-
grundlage der Inselbewohner
bedrohen.Holcimwill Berufung
einlegen, wie das Unternehmen
mitteilte. (SDA)

Kantonsgericht
tritt auf Klimaklage
gegen Holcim ein

Urteil Wer seine AHV-Rente
problemlos beziehen und einen
ruhigen Lebensabend verbrin-
gen möchte, sollte sich genau
an die Regeln der ersten Säu-
le halten. Ein 80-jähriger Mann
aus Mali hat das nicht getan: Als
er die Schweiz verliess, hat er
sich nicht bei der Versicherung
abgemeldet. Dies kommt ihn
nun teuer zu stehen. Der Mann
kann die Rente nämlich nicht im
Ausland beziehen, weil er nicht
die Schweizer Staatsbürgerschaft
besitzt und die Schweiz kein
Sozialversicherungsabkommen
mit Mali abgeschlossen hat.
Somit verliert er jeglichen An-
spruch auf AHV-Rente.

Die AHV-Kasse verlangt nun
die Rückzahlung der seit 2016 zu
Unrecht bezogenenRenten – ins-
gesamt belaufen sich diese auf
einenBetragvon 72’000Franken.
Das Bundesverwaltungsgericht
hat diese Rückforderung in
einem aktuellen Urteil nun be-
stätigt. (SDA)

Rentnermuss
72’000 Franken
AHV zurückzahlen

Moritz Marthaler
und Christian Brüngger

News in Häppchenform, und das
bereits zumFrühstück: Ein letztes
Mal erscheint heute die gedruck-
te Ausgabe von «20 Minuten» –
das Onlineangebot bleibt beste-
hen. Damit endet auch ein Ritual,
das in derVor-Onlinezeit zumAll-
tag der Pendler zählte: derGriff in
eine der blauen «20 Minuten»-
Boxen. Das führte dazu, dass im
Tram oder Zug gefühlt alle die
Zeitung zumindest durchblätter-
ten – was mitunter Papiertürme
zurückliess, an denen sichwieder-
um nicht alle erfreuten.

Das Ende der Printausgabe
von «20 Minuten» ist nicht nur
das Aus der grössten Schweizer
Verteilzeitung, sondern auch der
Abschied vomMedienphänomen
Gratiszeitung. Es hat die hiesige
Presselandschaft verändert.

«Was ‹20Minuten›machte,
war disruptiv»
Dabei war die Skepsis gross, als
die Macher des norwegischen
Medienkonzerns Schibsted 1999
mit ihrem Konzept des bezahl-
freien Blatts imTabloidformat an
den Start gingen.Eine Zeitung für
die ganze Schweiz, die nichts kos-
ten soll, finanziert ausschliesslich
durchWerbung, mehr Unterhal-
tung für Pendler als redaktionel-
lerTiefgang.Wie sollte das funk-
tionieren in einemLandmit aus-
geprägter Zeitungsvielfalt und
starken Titeln?

Doch «20Minuten»veränderte
die Spielregeln auf demMedien-
markt. Die Zeitung zwang eta-
blierte Verlage, ihre Strategien
zu überdenken – inhaltlich, ge-
stalterisch und wirtschaftlich.
Das Gratisprinzip stellte das bis
dahin dominanteAbo-Modell in-
frage, der Kampf um Aufmerk-
samkeit und Werbegelder ver-
schärfte sich. Andere Titel setz-
ten stärker auf Profilierung und
Qualität, um sich vom neuen
Massenblatt abzugrenzen.

Der Werber Frank Bodin
erinnert sich daran, wie das
Konzept in der Medienbran-
che sowohl Konsumenten als
auchMacherwachrüttelte. «Was
‹20 Minuten› machte, war in je-
dem Sinne disruptiv.»

Zu Spitzenzeiten wurden fast
600’000 Exemplare gedruckt
DieVerteilungmit denauffälligen
Boxen, die Markenführung mit
griffigen Claims, der Mut zur
Kürze, den die Zeitung schon
im Titel mittrug. Das Blatt fand
damit schnell Anklang bei der
Jugend, es gab Partyberichter-
stattung, Comics und Kreuz-
worträtsel, die Zeitungwar nicht
nur Ablenkung und Zeitvertreib
im Zug, sondern im Bedarfsfall
auch in der Schule.Das Branding
setzte sich schnell in der Schwei-
zer Jugendkultur fest, zum Grün
von M-Budget gesellte sich das
Blau von «20 Minuten».

An Vorbehalte erinnert sich
auch Bodin. Was nichts koste,
könne nichtswert sein. Er selbst
sei kein regelmässiger Leser ge-
wesen, das habe wohl auch für
viele Leute aus derMedienszene
gegolten, «aber das war auch
nicht relevant».Vielmehr zählte,

dass «20 Minuten» durch die
gezielte Verteilung im öffent-
lichen Verkehr auf einen Schlag
extrem präsent war im Stadt-
bild. Und das habe in derWerbe-
branche für Eindruck gesorgt.

Schliesslich lagen zu Spitzen-
zeiten fast 600’000 Exemplare in

den Boxen,mit der Printausgabe
erreichte «20 Minuten» bis zu
1,3 Millionen Lesende.

Das Bundesamt für Kommu-
nikation erklärt «20 Minuten»
in seinemMedienmonitor darum
regelmässig zur Medienmarke
mit der grösstenMeinungsmacht
im Land.

Früh eine enge Verzahnung
mit demOnlineangebot
Diesen Spitzenplatz erhielt die
Zeitungwegen der enormenVer-
breitung – aber auch,weil Lese-
rinnen und Leser den Inhalt als
«relevant» und «sympathisch»
beurteilen.Wobei der Relevanz-
Begriff ganz auf das Interesse
der Lesenden gerichtet ist. Die
heutige Chefredaktorin Désirée
Pomper sagt dazu: «Wir greifen
Themen auf, die für andere Me-
dientitel nicht spannend sind.
Zum Beispiel die Aromat-Chips.
Dasmag newsmässig nicht klas-
sische Relevanz haben, aber
dafür ist es hochrelevant in der
Welt unserer User.»

Die Redaktion, die 2005 von
der damaligen Tamedia über-

nommen wurde, schien zudem
früher als andere zu verstehen,
was das Aufkommen des Inter-
nets für den Medienkonsum be-
deutete: kürzereTexte, boulevar-
deske Schlagzeilen, starkeVisua-
lisierung.

Heute zählt «20 Minuten»
zu den reichweitenstärksten
Onlinemarken der Schweiz.
Auch, weil man schon zu Print-
zeiten und früher als andere
auf eine enge Verzahnung mit
demOnlineangebot setzte, Lese-
rinnenwurdenTeil des Produkts
– der Leserreporterwar geboren.
Chefredaktorin Pomper erinnert
sich in dem Zusammenhang
an einen Abend 2010, sie hatte
Nachtdienst, als das Telefon
klingelte und ihr eine Frau er-
zählte, ein Elefant laufe durch die
Bahnhofstrasse. Pomper igno-
rierte die Anruferin, dann folgte
ein zweiter Hinweis: Es bade
ein Elefant im Zürichsee. «Aus-
gebüxter Elefant rennt durch
Zürich» titelte Pomper, es han-
delte sich umdie Elefantendame
Sabu des Circus Knie undwurde
zu dem,was Pomper als «Talking

Piece» bezeichnet. Es erkläre,
wofür «20 Minuten» stehe: Man
wolle Geschichten aufgreifen,
«über die Menschen beimApéro
diskutieren».

Inhaltlich lag der Schwer-
punkt also oft auch auf emotio-
naleren Sparten, komplexere
Inhalte aus Politik und Wirt-
schaftwurden in eine klare, ein-
fache, bisweilen auch überspitzte
Sprache übersetzt.

Dass die Macher mit dem so
unerhörten Konzept auch noch
Erfolg hatten, rief Nachahmer
auf den Plan. Die kleinräumige
Schweiz mit ihrem dichten Ver-
kehrsnetz galt plötzlich als ide-
aler Markt für Pendlerzeitungen,
bald hatte jedes Medienhaus
einen Gratisableger: Es gab «.ch»,
«Heute», «Metropol» oder «Blick
amAbend».Letztlich aberwurden
bis auf «20 Minuten» alle nach
nur wenigen Jahren eingestellt.

Zahlungsbereitschaft
für Journalismus sinkt
Was «20 Minuten» angerissen
hatte, sorgte auch für Kritik. «Es
hiess, solche Zeitungen förderten
die Gratismentalität und scha-
deten dem Journalismus», sagt
Manuel Puppis, Professor im
Departement für Kommunikati-
onswissenschaft und Medien-
forschung derUni Freiburg.Auch
online gewann das Blatt rasch
eine breite Leserschaft, was sich
gemäss Puppiswohl auf die Zah-
lungsbereitschaft für Journalis-
mus im Internet auswirkte. «Sie
ist bis heute tief. Diemeisten Leu-
te im Land informieren sich über
Gratismedien und Social Media.»

Löst die Medienmarke heu-
te erneut einen Trend aus, wenn
sie ihre Printausgabe einstellt?
Es sei abzusehen, dass gedruckte
Tageszeitungen nichtmehr jahr-
zehntelang existieren würden,
sagt Werber Bodin, deswegen
würde er nicht von einem Trend
sprechen. «Auch bei ‹20Minuten›
passiert das aus einerwirtschaft-
lichenNot heraus.» Sinkende Er-
träge und die sich wandelnde
Mediennutzung nennt der Ver-
lag, der zum selben Medienhaus
gehört wie diese Zeitung, als
Gründe.

Für die Marke könne dieser
Schritt ein gewisses Risiko mit
sich bringen, sagt Bodin. «Ohne
die Zeitung fehlt ‹20 Minuten›
die Visibilität, auf der sie ihren
Erfolg aufgebaut hat.» Die Zei-
tungsboxen seien eine sehr effi-
ziente, visuell starke Form der
Werbung gewesen. Bodin erin-
nert sich, dass es bei der Lancie-
rung als chic galt, eineVerteilbox
im Haus zu haben, «auch wir in
unserer Werbeagentur stellten
uns eine ins Foyer».

Die erste Schweizer Gratis-
zeitung bleibt auch die vorerst
letzte. Mit ihrem Verschwinden
aus dem Printgeschäft bestätigt
sie paradoxerweise ihre histo-
rische Rolle: Sie war Vorbote
eines Medienwandels, den sie
nun selbst vollzieht, zählt sie in
der digitalen Medienwelt doch
zu den meistgenutzten Marken.

Was bleibt, ist die Erkenntnis,
dass «20Minuten» den Journalis-
mus in der Schweiz nachhaltiger
verändert hat, als es viele seiner
Kritiker je zugeben wollten.

Das Ende einer Ära:Wie «20Minuten»
die Schweiz veränderte
Gratiszeitung Das Newsportal stellt heute nach 26 Jahren seine gedruckte Ausgabe ein.
Mit kurzen Texten und boulevardesken Schlagzeilen revolutionierte das Blatt den Medienbetrieb im Land.

Die erste Gratiszeitung der Schweiz ist vorerst auch die letzte. Collage: Michael Rüegg / Fotos: «20 Minuten»

Die Printauflage geht stetig zurück

Verbreitete Exemplare von «20 Minuten»
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«20Minuten» hat
den Journalismus
in der Schweiz
nachhaltiger
verändert, als es
viele seiner Kritiker
je zugebenwollten.
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Eine Dose Energydrink enthält
etwa so viel Koffein wie eine
Tasse Kaffee oder zwei Espressi.
Allerdings: Kinder und Jugend-
liche trinken normalerweise
keinen Kaffee – Energydrinks
hingegen schon.

Nun wollen Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier die
Abgabe von Getränken wie Red
Bull, Monster oder M-Budget
EnergyDrink an unter 16-Jährige
verbieten. Eine entsprechende
Motion desWalliserMitte-Natio-
nalrats Benjamin Roduit vonver-
gangenerWochewurde von Par-
lamentsmitgliedern aus Mitte,
Grünen, SPund demGenferMCG
mitunterzeichnet.

Verboten werden sollten Ge-
tränke mit mehr als 150 Milli-
gramm Koffein pro Liter, heisst
es im Vorstoss. Die gängigen
Energydrinks beinhalten mit
320 Milligramm mehr als das
Doppelte.DieseGetränkewürden
angeblich die Leistungsfähigkeit
und die Konzentration fördern,
schreibt Roduit. Doch in Wahr-
heit schädigten sie die jungen
Konsumenten seelisch und
körperlich. Zahlreiche Studien
würden seit Jahren gesundheit-
liche Folgen wie Schlaflosigkeit,
Angstzustände undÜbergewicht
belegen, weshalb England nun
einVerbot desVerkaufs an unter
16-Jährige prüfe.

«Zweifel an der
Unschädlichkeit»
Der 63-jährige frühere Franzö-
sisch- und Geschichtslehrer hat
seine Forderung letzte Woche
in der Form einer verbindlichen
Motion eingereicht. Unterstützt
wird er durch den Befund der
Organisation Sucht Schweiz:
«Mehrere Fälle, Klagen und un-

abhängige Studien nähren die
Zweifel über die Unschädlichkeit
von Energydrinks», schreibt die
Fachstelle in einem Factsheet.
Gemäss einer europäischen Stu-
die seien Jugendlichemit 68 Pro-
zent die grösste Gruppe unter
den Konsumierenden. 10 Prozent
der 11- bis 15-Jährigen konsu-
mierten Energydrinksmehrmals
proWoche.

Die empfohlene Tageshöchst-
menge an Koffein liegt für ge-
sunde Erwachsene bei 400Milli-
gramm, also rund vier Tassen
Kaffee, für Jugendliche bei 3Milli-
gramm pro Kilogramm Körper-
gewicht. Bei einem Jugendlichen
von 50 Kilogramm wären das
150MilligrammKoffein proTag.
Bei zwei kleinen Dosen Energy-
drink ist dieses Mass erreicht.

«Red Bull kann man ab dem
gleichen Alter trinken, in dem
man Kaffee trinken kann»,
sagt Adrian Haut von Red Bull
Schweiz. In der Schweiz gebe
es keine gesetzlichen Alters-
beschränkungen für Kaffee und
koffeinhaltige Produkte. Da
Kinder aber weniger Koffein zu
sich nehmen sollten, vermarkte
Red Bull nicht an Kinder.

Der Bundesrat steht einem
Verkaufsverbot ablehnend gegen-
über. Er empfiehlt aber ein Pos-
tulat der Zuger Gesundheits-
politikerin Manuela Weichelt
(Grüne) zurAnnahme, das einen
Zucker-Höchstwert für Süssge-
tränke anregt. Demnach soll der
Bundesrat eine Begrenzung des
Zuckers auf fünf Gramm pro
Deziliter prüfen. Heute gibt es
in der Schweiz keine Zuckerbe-
schränkung für Getränke. Eine
Fünf-Gramm-Grenze würde die
meistenHersteller betreffen: Eis-
tee hat ungefähr acht, Cola neun
und Apfelsaft elf Gramm Zucker
pro Deziliter.

Die Getränkehersteller seien
offenbar nicht in der Lage, den
Zuckergehalt auf freiwilliger
Basis zu senken, sagt Weichelt.
Mit der «Erklärung vonMailand»
haben sich vor rund zehn Jahren
15 Schweizer Produzenten auf
eine Senkung des Zuckergehalts
geeinigt. Nach Angaben der Fir-
men selber sowie des Bundes-
amts für Lebensmittelsicherheit
undVeterinärwesen (BLV) ist das
gelungen: Per Ende 2024 sei der
Zuckergehalt in Süssgetränken
um 13 Prozent reduziert worden,
teilte das BLVdiesen Sommermit.

Weichelt entgegnet, das seien
Durchschnittswerte. «Bei den
meistkonsumierten Getränken
wurde der Zuckergehalt nicht
reduziert.» Stattdessen brächten
die Getränkehersteller etwa zu-
sätzliche zuckerfreie Produkte
auf den Markt, was den Schnitt
des Zuckergehalts im Produkte-
portfolio senke – «doch am
Zuckergehalt der populärsten
Getränke änderte sich dadurch
nichts, und die Verkaufszahlen
werden nicht offengelegt».

Getränkehersteller pochen
auf Freiwilligkeit
Tatsächlich sagt etwa Coca-Cola
Schweiz nicht, um wie viel der
Zuckergehalt in ihrem Flagg-
schiff-Getränk gesenkt wurde.
«Bitte haben Sie Verständnis,
dass wir zur Rezeptur einzelner
Produkte keine detailliertenAus-
künfte geben können», sagt Spre-
cherin Natasja Sommer-Feld-
brugge. Sie betont, man habe
die Ziele der «Erklärung von
Mailand» per Ende 2024 «voll-
umfänglich erreicht».AuchApfel-
saftproduzent Ramseier schreibt
auf Anfrage: «Wir reagieren mit
konsequenter Forschung und
Entwicklung auf den Trend zu
leichterer, energieärmererErnäh-

rung.» Die Akzeptanz der Kun-
dinnen und Kunden für Produk-
temitweniger Zucker brauche al-
lerdings Zeit – «wir kennen das
aus derGeschichte von Ramseier
Apfelsaft zu Schorle in den letz-
ten 25 Jahren», sagt Sprecherin
MichèleWeber Da Costa.

Andere europäische Länder
haben bereits eine Zucker-Ober-
grenze von rund fünf Gramm
pro Deziliter. BLV-Sprecherin
Sarah Camenisch weist jedoch
darauf hin, dass dieses Ziel in
manchen Ländern oft nur dank
Zuckerersatzstoffen erreicht
werde.Genau dies sei nichtwün-
schenswert.

«Elternmüssten den Kindern
ein besseres Vorbild sein»
Das Postulat von Weichelt
wird voraussichtlich in der
kommenden Frühlingssession
behandelt.EindezidierterGegner
ist SVP-Nationalrat Andreas
Glarner: «Es gibt noch so etwas
wie Eigenverantwortung.» Die
Verbotskultur ärgere ihn, als
Nächstes würden wohl Fleisch
und SUV verboten. Ausserdem
ortet er einen Widerspruch:
«Süssgetränke und Red Bullwill
man verbieten – aber der Bund
fördert die Zuckerproduktion
und den Absatz von Schweizer
Wein. Das geht nicht auf.»

PatrickHässig, GLP-National-
rat und auch er Mitglied der
Gesundheitskommission, sieht
tatsächlich ein Problem im
Zuckerkonsum. Ein Verbot von
Energydrinks für unter 16-Jäh-
rige halte er dennoch für nicht
zielführend. Eltern, die selber
Energydrinks konsumierten,
müssten ihren Kindern ein
besseres Vorbild sein, sagt er.
Hingegen befürwortet er einen
Zucker-Höchstwert von fünf
Gramm.

Ein Vorstoss fordert ein Verbot des Verkaufs an unter 16-Jährige für Getränke mit über 150 Milligramm Koffein pro Liter. Foto: Marco Zangger («20 Minuten»)

Sind Energydrinks bald
erst ab 16 Jahren erhältlich?
Hoher Koffeingehalt Parlamentarier verlangen eine Altersgrenze für Red Bull und Co.
Auch über eine Zucker-Obergrenze für Süssgetränke wird nachgedacht.

Soll auf Flugtickets eine Zusatz-
gebühr für den Klimaschutz
erhoben werden? Gemäss einer
repräsentativen Umfrage im
Auftrag des Verkehrsverbands
Umverkehr steht eine Mehrheit
hinter einer solchenAbgabe. GFS
Zürich hat dafür über 1000 Per-
sonen befragt. Rund zwei Drittel
der Befragten sprechen sich für
die Einführung einer Flugticket-
abgabe aus. Bemerkenswert:
Über die Hälftewürde sogar eine
höhere Abgabe akzeptieren, als
sie in der Schweiz bisherpolitisch
diskutiert wurde.

Konkret unterstützen mehr
als 50 Prozent derBefragten eine
Abgabe von über 30 Franken auf
Kurzstreckenflüge sowie über
120 Franken auf Langstrecken-
flüge. 22 Prozent der Befragten
würden sogar eine Abgabe von
150 Franken fürdie kurze Strecke
und 600 Franken für Lang-
streckenflüge befürworten.

Auch bei derVerwendung der
Einnahmen zeigt sich ein klares
Bild: Eine Mehrheit möchte das
Geld fürVergünstigungen im öf-
fentlichen Verkehr sowie für die
Förderung des internationalen
Schienenverkehrs einsetzen –
ausdrücklich auch für Nacht-
züge.Weniger populär sind hin-
gegen Modelle, bei denen die
Einnahmen gleichmässig an die
Bevölkerung zurückverteilt oder
für synthetische Treibstoffe ver-
wendet würden.

Das Ergebnis der Umfrage
gefällt Umverkehr.DerVerkehrs-
verband reicht im kommenden
Frühjahr eine Initiative zur Ein-
führung einer Flugticketabgabe
ein. Das Volksbegehren sieht
vor, die Einnahmen gezielt in
den Ausbau des internationalen
Bahnverkehrs und in günstigere
ÖV-Angebote im Inland zu inves-
tieren. Das Parlament lehnte im
Rahmen der Budgetdebatte aber
Beiträge für Nachtzüge aus den
Einnahmen des bereits heute
bestehenden Emissionshandels-
systems für Fluggesellschaften
ab. Stattdessen fliesst das einge-
nommene Geld zurHälfte in den
allgemeinen Bundeshaushalt –
die andere Hälfte in die Luft-
fahrtbranche für Klimaschutz-
massnahmen.

«Fliegen ist heute
einfach zu günstig»
«Ich bin positiv überrascht über
die Zustimmung», sagt National-
rätin Franziska Ryser (Grüne),
Co-Präsidentin von Umverkehr.
Dass rund 65 Prozent eine Flug-
ticketabgabe unterstützten, sei
«ein starkes Zeichen».Besonders
bemerkenswert findet Ryser,
dass viele Befragte sogar bereit
wären, mehr zu bezahlen als
30 Franken für Kurz- und
120 Franken für Langstrecken-
flüge.

Die Umfrage zeigt aus Rysers
Sicht ein verbreitetes Unbehagen
gegenüber dem heutigen Preis-
niveau im Flugverkehr. «Fliegen
ist heute einfach zu günstig –
gemessen an den tatsächlichen
Kosten.» Der Flugverkehr verur-
sache externe Kosten in Milliar-
denhöhe und sei einer der gröss-
ten Treiber des Klimawandels.
Gleichzeitigwerde Kerosin nicht
besteuert, während der Zugver-
kehr keine vergleichbaren Vor-

teile geniesse. «Dieses Ungleich-
gewichtwollenwir korrigieren.»

Ob die geplante Volksinitia-
tive jedoch Erfolg haben wird,
ist fraglich. 2021 wurde das
CO2-Gesetz, das eine solche
Flugticket-Abgabe vorsah, an
der Urne knapp abgelehnt – mit
51,6 Prozent Nein-Stimmen.

Kritisch über den erneuten
Anlauf für eine Ticketabgabe
äussert sich deshalb FDP-Natio-
nalrat Christian Wasserfal-
len: «Die Stimmbevölkerung
hat im Rahmen des CO2-Geset-
zes die Flugticketabgabe abge-
lehnt.» Dass nun erneut darü-
ber diskutiert wird, wertet er als
politischen Druckversuch und

als «Zwängerei». Wasserfallen
warnt vor nationalen Alleingän-
gen. Eine Flugticketabgabe lasse
sich international nicht durch-
setzen – die Konsequenzen wä-
ren aus seiner Sicht absurd. «Das
Resultat wäre, dass nur Reisen-
de ab einem Schweizer Flugha-
fen die Abgabe bezahlen müss-
ten.» Gerade in Grenzregionen
zeige sich das Problem deutlich:
«In Baselwären zumBeispiel nur
Abflüge ab demSchweizer Sektor
betroffen,während im französi-
schen Sektor keineAbgabe gelten
würde – ein toller Blödsinn.»

Nur fünf Prozent
bezahlen freiwillig
Eine solche Regelung hätte laut
Wasserfallen sowohlwirtschaft-
lich wie klimapolitisch negative
Effekte. Sie schwäche gezielt die
Schweizer Luftfahrt, während
ausländische Anbieter profitier-
ten. «Das führt direkt zu einer
Schwächung der eigenen Luft-
fahrtindustrie, die sehrmoderne
Flugzeuge besitzt, und stärkt
andere Fluggesellschaften, deren
Hubs dann profitieren könnten.»
Ähnlich argumentiert auch die
Fluggesellschaft Swiss, die eine
solche Abgabe «dezidiert» ab-
lehnt. «Der Standort Schweiz
würde anAttraktivität einbüssen,
da unser Land dadurch einen
klarenWettbewerbs- und Stand-
ortnachteil hätte», sagt Swiss-
Sprecherin Silvia Exer-Kuhn.

Die Fluggesellschaft Swiss
bietet ihren Passagieren bereits
heute die Möglichkeit, freiwil-
lig einen Flug zu kompensieren.
Doch nur wenige buchten das
Angebot,wie die Swiss-Spreche-
rin sagt: «Aktuell nutzen rund
fünf Prozent der Fluggäste der
Lufthansa Group, zu der auch
Swiss gehört, eine der diversen
Möglichkeiten zum nachhalti-
gen Fliegen.» Bei der Swiss allein
zeige sich immerhin ein positi-
ver Trend bei der Zahl der Pas-
sagiere, die von den Angeboten
Gebrauch machten.

Cyrill Pinto

Mehrheit ist für
eine Umweltabgabe
auf Flugtickets
Umfrage von GFS Zürich Demnächst wird eine
Volksinitiative für einen Umweltzuschlag
auf Flugreisen eingereicht.

«Der Standort
Schweiz würde
an Attraktivität
einbüssen.»

Silvia Exer-Kuhn
Swiss-Sprecherin


